
beratung und forschung · bewachungs- und sicherheitsgewerbe · branchenunabhängige callcenter · parteien und verbände · touristi
sonstige dienstleistungen · wohnungs- und immobilienwirtschaft · zeitarbeitsunternehmen · beratung und forschung · bewachungs- und
sicherheitsgewerbe · branchenunabhängige callcenter · parteien und verbände · touristik · sonstige dienstleistungen · wohnungs- und
immobilienwirtschaft · zeitarbeitsunternehmen · beratung und forschung · bewachungs- und sicherheitsgewerbe · branchenunabhängige
callcenter · parteien und verbände · touristik · sonstige dienstleistungen · wohnungs- und immobilienwirtschaft · zeitarbeitsunternehmen

re
po

rt
0 1 / 2 0 1 0d

ie b
es

o
n

d
er

en

Am Rand –
prekäre Jobs



E D I T O R I A L

2

d
ie b

es
o

n
d

er
en

Petra Gerstenkorn
Mitglied des ver.di-Bundesvorstandes
und Leiterin des Fachbereichs
Besondere Dienstleistungen

IMPRESSUM
Der ver.di Report die besonderen Nr. 01/2010 · April 2010
Herausgeber: Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
Fachbereich Besondere Dienstleistungen
Paula-Thiede-Ufer 10 · 10179 Berlin
Internet: www.verdi.de
V.i.S.d.P.: Petra Gerstenkorn
FB-Redaktionsteam: Annemarie Dinse, Hans-Peter Kilian,
Bernd Lohrum, Holger Menze, Bernd Steuber, Dr. Stephan Tregel
Redaktionelle Bearbeitung: Uta von Schrenk
Layout: einsatz · Wolfgang Wohlers
Druck: apm AG Darmstadt, Kleyerstraße 3, 64295 Darmstadt
Titelbilder: Werner Bachmeier (Bildmontage)

Die Artikel stellen die Meinungsvielfalt unseres
Fachbereiches dar und spiegeln nicht in jedem Fall
die Meinung des Bundesfachbereichsvorstandes wider.

SER V ICE
Fachbereich Besondere Dienstleistungen
Internet: http://besondere-dienste.verdi.de
Ansprechpartnerin „die besonderen-Report“:
uta.vonschrenk@verdi.de
Fax: 030/69 56-35 00d

ie b
es

o
n

d
er

en

T H E M E N

SCHWERPUNKT:
ARBE ITSPLÄTZE IN GEFAHR

Windige Jobs 3

Die Randbelegschaft 4

Mehr Lohn 6

Interview zu den Auswirkungen
der Krise auf den Arbeitsmarkt 7

FRE IZE IT
Mehr als Muckibude 8

TOURIST IK
Jammern auf hohem Niveau 9

GESUNDHE IT
Die unsichtbare Krankheit 10

BEWACHUNG
Mindestlohn – aber sicher 11

MITGL IEDERWERBUNG
Mit 100.000 plus gewinnen 12

SEA L I FE
Erstmals Betriebsräte 13

VER .D I
Die Organisationswahlen 14

ENGAGEMENT
Von Ost nach West 15

Betriebs-Rat-Los

Wer in einem Betrieb arbeitet, der betriebsratslos ist,

hat´s echt schwer. Niemand da, der aus Sicht und im

Interesse der Beschäftigten auf Arbeitsplatzgestaltung,

Dienstpläne, Umstrukturierungen und Betriebsänderung

ein Auge hat – und qua Gesetz mitgestalten und

mitbestimmen kann. Das haben sich auch die Arbeit-

nehmer/innen bei „Fitness First“ gedacht – und nun sind

in zehn Standorten Betriebsräte gewählt. Eine Initiative,

die Nachahmer sucht und findet.

Immer häufiger kam es in den vergangenen Jahren vor,

dass es Betriebsrats-Los war, vom Arbeitgeber

eingeschüchtert und drangsaliert zu werden. Einige

Callcenter-Betreiber tun sich hier unangenehm hervor.

Insbesondere in Unternehmen, die nach Gutsherrenart

geführt werden, ist es den Chefs lästig, Arbeitnehmer-

rechte zu achten und sich mit einem Gremium

auseinanderzusetzen, das von Rechts wegen Gleich-

behandlung, Fairness, Interessenausgleich, Schutz und

Achtung der Menschenwürde durchsetzen kann.

Doch manchmal ist auch der Betriebsrat ratlos. Zwerg

Allwissend gibt’s eben nur im Märchen. Vor allem erst-

malig gewählte Betriebsräte oder Betriebsratsmitglieder

stehen vor den Fragen: Was kann, darf, muss ich

anpacken – und wie mache ich das? Betriebsrats-

schulungen bieten Erste Hilfe und ein gutes Rüstzeug.

Beratung in der ver.di-Geschäftsstelle, Vernetzung mit

anderen Betriebsräten der gleichen Branche oder

anderer Branchen, Bestellung von Sachverständigen.

Es gibt viele Möglichkeiten, die Rat schaffen.

Und letztlich: Für Betriebsräte geht’s jetzt los. Zwischen

März und Mai finden die turnusmäßigen Wahlen statt.

Erste Ergebnisse zeigen, dass ver.di-Betriebsratslisten auf

Erfolgskurs sind; höhere Wahlbeteiligung, Vertrauen

und Stimmen hinzugewonnen. Also: Wählen gehen!

Oder sich vielleicht sogar selbst zur Wahl stellen?
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SCHWERPUNKT: ARBE ITSPLÄTZE IN GEFAHR

nen müssen dies hinnehmen, da sie sonst schnell
ausgewechselt werden. In der Zeitarbeit passiert
es nicht selten, dass eine Übernahme fest zuge-
sagt wird, nach Monaten dann aber die „schlech-
te Auftragslage“ dies angeblich nicht zulässt.

Obwohl immer mehr Menschen durch Arbeit
krank werden, wird dies vielfach als persönliches
Versagen betrachtet. Also schleppen sich viele
Kranke an ihren Arbeitsplatz, können entspre-
chend keine volle Leistung bringen und werden
so schneller Kandidat/innen für Abmahnung und
Entlassung. Auch an dieser Stelle sind Zeitarbei-
ter/innen noch stärker bedroht, oft sind diese ja
als Kranken- oder Urlaubsvertretung eingesetzt.

Konkret ist unübersehbar, dass immer mehr
Unternehmen mit Leiharbeit ihr Geschäft
machen. Es muss sich also lohnen, allerdings
kaum für die „Ware“ Mensch, der die Leistungen
erbringen muss, wenn er nicht ausgetauscht wer-
den möchte. Umso wichtiger ist die Forderung
nach einem gesetzlichen Mindestlohn und besse-
ren Arbeitsbedingungen in der Zeitarbeit.

Während in anderen EU-Staaten die Zeitarbeit
zeitlich begrenzt ist, gibt es da in Deutschland
keine Schranken. Trotzdem bestand 2008 über
die Hälfte der Verträge nur gut ein Vierteljahr. Für
die Betroffenen bedeutet dies häufige Wechsel
der Verleihfirmen, aber auch der Entleiher.
Routine und Erfahrung kommen da selten auf,
die Anforderungen an die Arbeitsleistung sind
dagegen sehr hoch.

Das Schlimme an der Leiharbeit: Immer mehr
Menschen geraten hinein, kommen aber nicht
mehr heraus! Reguläre Beschäftigung wird
abgebaut, prekäre geschaffen, das Niveau
gesenkt. Im Windschatten der Krise scheinen
leider immer mehr Unternehmen feste Stellen in
windige Jobs umzuwandeln. Der Mitnahme-
effekt lässt grüßen. W

VON BERND STEUBER

Dem „besonderen report“ liegt ein bitterer
Erfahrungsbericht aus der Zeitarbeit vor, in

dem sich aber manches findet, was sicherlich
auch für andere Arbeitsverhältnisse gilt, und der
deutlich aufzeigt, wie Druck auf Beschäftigte er-
zeugt und ausgeübt wird. Und wer seine Arbeit
erst einmal verloren hat und neue sucht, gerät
schnell in einen Teufelskreis. Arbeitgeber dagegen
haben meist die freie Auswahl zwischen vielen
Bewerber/innen.

Für Arbeitnehmer/innen beginnen die Prob-
leme häufig mit dem Wohnort. Zentrale und
somit verkehrsgünstige Lage bedeutet in der
Regel höhere Miete. Wohnt man preiswerter am
Stadtrand oder auf dem Land, entstehen längere
Fahrzeiten (gleichbedeutend mit weniger Freizeit)
und fast immer beträchtliche Fahrtkosten. Zudem
fahren hier Bus und/oder Bahn seltener. Wenn der
Arbeitgeber oder der Arbeitsvermittler (Agentur
für Arbeit oder Zeitarbeitsfirma) Fahrtkosten-
zuschüsse gibt und diese somit für Betroffene
zu einem Einkommensbestandteil werden, fehlen
sie später beim möglichen Arbeitslosengeld oder
werden bei Krankschreibungen sogar gestrichen,
da ja kein Fahrweg zurückgelegt wird.

In Arbeitsverträgen finden sich oft Berufs-
bezeichnungen wieder, die weit unter der Quali-
fikation der Beschäftigten liegen – selbst wenn
höhere Tätigkeiten ausgeübt werden. Dies setzt
sich anschließend in Arbeitszeugnissen fort und
erschwert möglicherweise die Suche nach besser
dotierter Arbeit. So gibt es Fälle, in denen Sekre-
tariat und Assistenz der Geschäftsführung ledig-
lich als „kaufmännische Assistenz“ oder „Büro-
assistenz“ bewertet wird.

Arbeitssuchende und Beschäftigte in der Zeit-
arbeit erleben es immer wieder, dass Arbeitgeber
sich weigern, mündliche Abmachungen in Ver-
träge oder Zeugnisse zu schreiben. Bewerber/in-

Die Finanzkrise ist vorbei, die Probleme sind auf den Arbeitsmarkt

übergeschwappt. Arbeitsplätze in fast allen Branchen der besonderen

Dienstleistungen sind gefährdet – in der Wohnungswirtschaft, der Touristik,

der Marktforschung. Es wird ausgegliedert, fremd vergeben, Gehälter

und Sozialleistungen werden gekürzt

Windige Jobs
statt fester Stellen

Im Windschatten der Krise
werden reguläre Arbeits-
plätze in unsichere
Beschäftigungsverhältnisse
umgebaut
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SCHWERPUNKT: ARBE ITSPLÄTZE IN GEFAHR

Rahmen der viel beschworenen „Konzentration
auf das Kerngeschäft“ wurden und werden
immer noch „Ausgründungen“ getätigt und
Kolleg/innen in diese ausgegründeten Unter-
nehmen überführt.

Nach einer Phase des Übergangs ist es nicht
selten so, dass deutliche Verschlechterungen
der Arbeitsbedingungen einsetzen: Ehrgeizige,
manchmal unerreichbare Renditeziele werden
vorgegeben, der Arbeitsdruck wächst, die be-
währten Vertretungsstrukturen des ursprüngli-
chen Unternehmens existieren nicht mehr, und
am Ende steht allzu oft der Verkauf des Unter-
nehmens an Dritte oder die Insolvenz – mit allen
negativen Folgen für die Mitarbeiter/innen.

Noch deutlicher wird das Bild, wenn aus ehe-
maligen Angestellten „Freie Mitarbeiter/innen“
werden. Gerne werden dabei Verdienstmöglich-
keiten aufgezeigt, die deutlich über den früheren
Arbeitseinkünften liegen. Und dann dürfe man ja
auch für Dritte arbeiten, was die Möglichkeiten
nochmals verbessere ...

In der Realität geht das so aus, dass man wie
vorher als Angestellter oder Angestellte auch von
dem alten Arbeitgeber abhängig ist; zusätzliche
Auftraggeber sind in Krisenzeiten rar. Doch statt
eines sozialversicherten Arbeitsplatzes müssen die
Sozialabgaben nun selbst getragen werden. Der
Feierabend hingegen richtet sich nicht mehr nach
den Bürozeiten, sondern nach dem Erfüllen des
Auftrags; mit viel mehr Aufwand verdient der
ehemalige Angestellte vielleicht gerade noch so
viel wie früher, hat aber alle Kosten und Risiken
nun selbst zu tragen.

Wenn die Firma keinen Auftrag mehr hat?
Pech gehabt.

So ist Flexibilität Trumpf in Deutschlands
Firmen. Vor allem bei den Arbeitnehmer/innen.
Die tragen als Zeitarbeitnehmer/innen oder gar
als Freie Mitarbeiter/innen längst das unterneh-
merische Risiko; das Management hingegen wird
im Falle des Scheiterns mit großzügigen Abfin-
dungen belohnt. W

VON BERND LOHRUM

Stolz verkündet unsere Regierung, wie gut es
den Unternehmen doch gelungen sei, die

Wirtschaftskrise ohne den Abbau von Arbeits-
plätzen zu durchzustehen. Und es hört sich
auch gut an, wenn die Stammbelegschaft gehal-
ten wurde. Halt: Stammbelegschaft? Dann gibt es
also auch noch andere Belegschaften?

Richtet man den Blick auf alle Beschäftigten,
sieht das Bild ganz anders aus: Still und heimlich
wurden zuerst die Leiharbeitsplätze abgebaut. Im

Die Wirtschaftkrise, so verkündete die schwarz-gelbe Bundesregierung,

habe kaum Arbeitsplätze bei den Stammbelegschaften gekostet. Doch wie

sieht es in der atypischen Beschäftigung, bei Leiharbeitnehmer/innen

und Freien Mitarbeiter/innen, aus?

Die Randbelegschaft

1,3 % 1,5 % 1,9 % 2,4 % 2,6 % 1,9 %
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Knapp 2 Prozent arbeiten in der Zeitarbeit

Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der Zeitarbeit und an Anteil an
allen Beschäftigten · Deutschland Juni 2004 bis Juni 2009
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Juni 2009:
531.000 Beschäftigte;
-25% gegenüber
Juni 2008

Saisonbereinigte Werte

Ursprungswerte

Anteil der sozialvers.
Beschäftigten in
der Zeitarbeit an
allen sozialvers.
Beschäftigten

Erwerbstätige* in unterschiedlichen Erwerbsformen

1998 2008

*Personen im Alter von 15 bis 64 Jahren nicht in Bildung oder Ausbildung. Ergebnisse des Mikrozensus

Insgesamt 32 680 000 34 730 000

Selbstständige 3 370 000 3 820 000
davon: mit Beschäftigten 1 720 000 1 720 000

ohne Beschäftigte 1 650 000 2 100 000

Abhängig Beschäftigte 29 000 000 30 650 000
davon: Normalarbeitnehmer/innen 23 710 000 22 930 000

atypisch Beschäftigte 5 290 000 7 720 000
darunter: befristet Beschäftigte 1 890 000 2 730 000

Teilzeitbeschäftigte 3 540 000 4 900 000
geringfügig Beschäftigte 1 500 000 2 580 000
Zeitarbeitnehmer/innen – 610 000
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SCHWERPUNKT: ARBE ITSPLÄTZE IN GEFAHR

Dann wurde ich krank. Nach einer Herzope-
ration war ich mehrere Wochen krank geschrie-
ben und anschließend in Reha. Und erhielt bald
darauf (am 23. Dezember) einen Weihnachtsgruß
meines Chefs: die fristlose Kündigung.

Da ich schwerbehindert bin, habe ich mich
gegen diese Kündigung gewehrt. Die fristlose
Kündigung ist nun vom Tisch. Die Integrations-
hilfe der Krankenkasse lehnt der Arbeitgeber ab,
ebenso meine Weiterbeschäftigung. An meinem
früheren Arbeitsplatz hat er mir Hausverbot ge-
geben.

Wie es weiter geht, müssen die nächsten
Wochen zeigen. Ich werde wohl eine neue An-
stellung suchen müssen. W

Der Name des Arbeitnehmers ist der Redaktion
bekannt.

Aufgeschrieben von: Bernd Lohrum

Die Ausbildung zum Friseur begann ich gegen
den Rat mancher Freunde. Doch wichtig für

mich war der permanente Umgang mit
Menschen, die vielfältigen Kontakte, das kreative
Arbeiten und das Erfolgserlebnis, wenn ein
Kunde mit seiner Frisur wirklich zufrieden war.
Nach der Ausbildung hatten sich meine Er-
wartungen an den Beruf erfüllt.

Trotz der sehr langen Arbeitszeiten – so kam
es häufig vor, dass die Mittagspause ausfiel, weil
ich die Kunden ja nicht wegschicken konnte –
machte die Arbeit viel Freude. An einen regelmä-
ßigen Feierabend war bei Arbeitszeiten von 8 Uhr
morgens bis 20.30 Uhr abends auch nicht zu den-
ken. Für meinen Chef waren diese Arbeitszeiten
ja eine Selbstverständlichkeit, die weder mit
Gehalt noch durch ein einfaches Dankeschön
abgegolten wurden. Genauso selbstverständlich
wie der Umstand, dass ich morgens den Laden
auf- und abends hinter dem Chef wieder
zuschloss. Selbst aus dem Urlaub wurde ich mehr-
fach zurückgerufen.

Einen Tag vor Weihnachten gekündigt –
ein Friseur aus Rheinland-Pfalz erzählt

Jedenfalls wird mir das letzte halbe Jahr meiner
Firmenzugehörigkeit besonders in Erinnerung
bleiben.

Nun beginnt eine neue Lebenserfahrung! 30
Jahre keine Bewerbung geschrieben – man stellt
fest, dass auch dies neu erlernt werden muss,
oder besser gesagt, man wird darauf hingewie-
sen. Dass mir in meinem Alter nicht mehr Tür und
Tor offen stehen, war keine Überraschung, trotz-
dem ist es ein seltenes Gefühl zu hören: „56
Jahre – geht nicht“. Ich habe meine Erwartungen
schon auf ein gewisses Maß heruntergeschraubt,
werde meine Bemühungen und Anstrengungen
um einen Arbeitsplatz fortsetzen, auch wenn
diese ihren Wert verlieren, wenn am Ende des
Monats auf dem Kontoauszug immer noch
„AA“, also Arbeitsamt, steht! W

Der Name des Arbeitnehmers ist der Redaktion
bekannt.

Aufgeschrieben von: Bernd Steuber

Als Mitarbeiter eines großen Versandhauses
habe ich vor einem Jahr noch nicht an Ar-

beitslosigkeit gedacht. Die war weit, weit ent-
fernt. Nach fast 30-jähriger Betriebszugehörigkeit
glaubte ich, einen sicheren Arbeitsplatz zu haben
und dort die Rente zu erreichen. Doch dann kam
alles ganz anders. Im Juni 2009 wurde Insolvenz
beantragt, im September erhielt ich die Kündi-
gung zum Ende des Jahres. Dieses Schicksal ereil-
te Tausende Kolleginnen und Kollegen. Und zu
diesem Zeitpunkt kam mir die Situation wie ein
Massensterben vor.

Als ob die Situation noch nicht schlimm genug
war, wurde plötzlich von Kolleg/innen und Vor-
gesetzten, ich spreche hier von meiner Betriebs-
stelle, gemobbt, geschleimt, Intrigen geschmie-
det, es fanden sich Allianzen, die zuvor kaum vor-
stellbar waren. War manch einer im Irrglauben,
noch irgendwelche Vorteile zu erhaschen oder
etwa den Arbeitsplatz retten zu können? Oder
war es einfach die blanke Angst vor der Zukunft,
die alle Regeln der Fairness zunichte machte?

Nach fast 30 Jahren Betriebszugehörigkeit gekündigt –
ein Mitarbeiter eines Versandhauses erzählt
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SCHWERPUNKT: ARBE ITSPLÄTZE IN GEFAHR

Ein neuer Tarifvertrag bringt überproportionale Entgelterhöhungen und

macht den Weg frei für einen Mindestlohn in der Leiharbeit. Die Verwirk-

lichung des Grundsatzes „Gleiches Geld für gleiche Arbeit“ muss folgen

Mehr Lohn

abschluss ist ein Schritt in diese Richtung. Ein
Mindestlohn in der Leiharbeit ist die passende
Antwort auf die volle Arbeitnehmerfreizügigkeit
in der EU ab Mai 2010. Als Haltelinie verhindert
er, dass ausländische Verleiher die Lohnspirale
(wieder) nach unten drehen können.

Ein weiterer Schritt ist die Novellierung des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) im
Lichte der Europäischen Richtlinie über Leiharbeit
(LA-RL). Sie muss spätestens bis zum 5. November
2011 in nationales Recht umgesetzt werden.
Artikel 1 LA-RL gestattet lediglich den „vorüber-
gehenden“ Verleih. Damit ist die Wiederein-
führung einer Höchstüberlassungsdauer zwin-
gend geboten. Artikel 5 Absatz 3 der LA-RL
erlaubt die Abweichung vom Gleichbehandlungs-
grundsatz nur für den Fall, dass der Gesamt-
schutz der Leiharbeitnehmer/innen gewahrt
bleibt.

Bundesarbeitsministerien Ursula von der
Leyen (CDU) hat für die kommenden Wochen
ihre Vorschläge zur Reform des AÜG angekün-
digt. Wo es langgehen sollte, hat ihr Parteifreund
Peter Weiß, der Vorsitzende der Arbeitnehmer-
gruppe der CDU/CSU im Bundestag, bereits
kundgetan. Weiß plädiert für eine Gleichbehand-
lung der Leiharbeitnehmer/innen spätestens nach
einem Jahr in demselben Betrieb. In den ersten
zwölf Monaten sollte die Entlohnung nicht mehr
als zehn Prozent niedriger sein. „Vieles an
Missbrauch wird dann nicht mehr stattfinden,
weil es nicht mehr lukrativ ist“, sagte Weiß der
„Berliner Zeitung“.

Gar nicht übel so weit. Allerdings ist es weiter-
hin so, dass über die Hälfte der Arbeits-
verhältnisse in der Leiharbeit nicht länger als drei
Monate andauern. Konsequent wäre es, das
Prinzip „Gleiches Geld für gleiche Arbeit“ unein-
geschränkt einzuführen. Und was spricht eigent-
lich, wie in Frankreich, gegen eine zusätzliche
Prämie in Höhe von zehn Prozent der Brutto-
lohnsumme? Leiharbeitnehmer/innen sind hoch
flexibel. Das muss belohnt werden.

Mehr zum Thema Leiharbeit unter www.
HUNDERTPROZENTICH.de. Dort kann u.a. der
„Newsletter Leiharbeit“ abonniert werden. W

VON GERD DENZEL

Die DGB-Tarifgemeinschaft und der Bundes-
verband Zeitarbeit (BZA) haben sich auf einen

neuen Entgelttarifvertrag für den Zeitraum 1. Juli
2010 bis 31. Oktober 2013 verständigt.

Dieser sieht Entgelterhöhungen in vier Stufen
(1. Juli 2010, 1. Mai 2011, 1. November 2011,
1. November 2013) vor. Im Tarifgebiet West steigt
die Entgeltstufe 1 von jetzt 7,38 Euro über 7,60
Euro, 7,79 Euro und 7,89 Euro auf 8,19 Euro. Im
Tarifgebiet Ost von jetzt 6,42 Euro über 6,65
Euro, 6,89 Euro und 7,01 Euro auf 7,50 Euro.
Dies bedeutet eine jährliche durchschnittliche
Erhöhung von ca. 3,3 Prozent im Westen und 5,0
Prozent im Osten.

Die Entgeltstufen 2 bis 9 steigen durchschnitt-
lich jährlich um knapp 3 Prozent. Der umstrittene
§ 8.6 MTV wird ersatzlos gestrichen. Dieser eröff-
nete dem Arbeitgeber die Möglichkeit, steuer-
freie Aufwandsentschädigungen mit dem Tarif-
entgelt zu verrechnen. Ferner wurde in einer so
genannten „Schlecker-Klausel“ geregelt, dass
konzerninterne Leiharbeit nicht zum Austausch
von Stammbeschäftigten durch Leiharbeit-
nehmer/innen missbraucht werden kann.

Gleichzeitig wurde ein neuer Mindestlohn-
tarifvertrag auf dem Niveau der Entgeltgruppe 1
vereinbart. Ziel der Tarifvertragsparteien ist die
Aufnahme der Leiharbeit in das Arbeitnehmer-
entsendegesetz und die anschließende All-
gemeinverbindlicherklärung dieses Tarifvertrages.
Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände (BDA) hat ihren Widerstand
gegen einen Mindestlohn in der Leiharbeit aufge-
geben und wird dieses Vorhaben unterstützen.

ver.di und IG Metall haben die Vereinbarung
als Fortschritt bewertet. „Damit ist es gelungen,
7,50 Euro als Mindestlohn zu etablieren und gute
tarifvertragliche Standards zu setzen“, erklärte
der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske. „Wir wollen
Missbrauch in der Leiharbeit bekämpfen; dafür ist
der Abschluss eine gute Grundlage“, sagte der
Erste Vorsitzende der IG Metall, Berthold Huber.

Ziel von ver.di ist und bleibt Equal Pay und
Equal Treatment, also die Gleichbehandlung der
Leiharbeitnehmer/innen. Der vorliegende Tarif-
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DAS INTER V IEW

die besonderen: Als Folge der weltweiten Finanzmarkt- und
dann auch Wirtschaftskrise wurden vor allem Leiharbeit-
nehmer/innen entlassen. Sind sie die einzigen Verlierer der Krise?

Rudolf Hickel: In der ersten Welle der Reaktion der Unter-
nehmen auf die Krise sind vor allem die Beschäftigten in der
Leiharbeit entlassen worden. Sollten die Aufträge nicht
anziehen, droht bereits vor dem Ende der derzeitigen richtigen
Regelungen zur Kurzarbeit auch ein Abbau von Vollzeit-
beschäftigten. Dann wird leider der Leiharbeiteinsatz wieder
zunehmen.

Haben Sie Mitnahmeeffekte beobachtet, also Firmen, die die
Krise als Vorwand benutzt haben, um zu rationalisieren?

Eindeutig. Das trifft vor allem für den wachsenden Missbrauch
der Leiharbeit im Einzelhandel aber auch für den Einsatz von
prekären Beschäftigungsverhältnissen in der Wirtschaft zu. Die
Krise gerät zum billigen Vorwand für Entlassungen sowie eine
Verschlechterung der Arbeits- und Entlohnungsbedingungen.
Die Kostensenkungskonkurrenz wird immer stärker auf
dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen.

Die Umwandlung von Fest- in Leiharbeit wird seit der Liberali-
sierung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes eifrig betrieben.
Ist die Wirtschaftskrise eine willkommene Ausrede, um den
Umbau des Arbeitsmarktes in dieser Richtung nun noch
schneller voranzutreiben?

In der Tat zeigt sich, dass mit jedem Schritt der Deregulierung
der Leiharbeitsregeln die Umwandlung von Fest- zu Leiharbeit
zugenommen hat. Vor allem die Hartz I-Regelung hat praktisch
alle Beschränkungen der Leiharbeit aufgehoben. Heute ist die
Leiharbeit nicht mehr ein konjunktureller Puffer für atmende
Unternehmen, sondern eine feste Größe des Personalmanage-
ment. Dabei zeigt das Beispiel Schlecker, dass solche Unter-
nehmen bereit sind, Gesetzeslücken auszunutzen und sich am
Rande der Legitimität zu bewegen. Die wichtigsten Gegenmaß-
nahmen sind für alle Unternehmen verbindliche Mindesttarife.
Hier haben die Gewerkschaften auch gegen die arbeitnehmer-
nahen, opportunistischen Christ-Gewerkschaften wichtige
Erfolge erzielt.

Welche Veränderungen am Arbeitsmarkt beobachten Sie?

Der wichtigste Trend ist die Ausweitung prekärer Beschäftigungs-
verhältnisse. Dabei geraten die Beschäftigten im Niedrig-

lohnsektor in die Situation, trotz harter Erwerbsarbeit mit ihren
Arbeitseinkommen unter die Armutsgrenze zu geraten. 2008
waren davon betroffen 6,5 Millionen Beschäftigte, das sind über
23 Prozent aller Beschäftigten. Fast ein Viertel der Vollzeit-
beschäftigten erhielten 2008 weniger als fünf Euro Stundenlohn.
Viele der Betroffenen müssen über Hartz IV aufstocken. Aber
dieser „verdeckte Kombilohn“ trägt dazu bei, das Lohndumping
der Unternehmen per Subvention staatlich zu zementieren.

Wo sehen Sie strukturelle Probleme der deutschen Wirtschaft?

Die jüngste Krise lehrt uns vor allem, dass mit der Fixierung auf
Exportaggressivität die Binnenwirtschaft vernachlässigt worden
ist. Selbst im Aufschwung seit 2003 stagniert der private
Konsum. Das ist die Folge des Verlustes an Kaufkraft einerseits
und der Angst vor dem Verlust der Beschäftigung andererseits.
Übrigens hat diese deutsche Exportaggressivität auch die
anderen Mitgliedsländer im Euroraum belastet. Die wichtigste
Aufgabe ist es, die Binnenwirtschaft auch mit durch ver.di
geforderten öffentlichen Investitionsprogrammen zu stärken.

Was müsste geschehen, um den Arbeitsmarkt zu stabilisieren
und zu humanisieren?

Die wichtigsten Reformen am Arbeitsmarkt sind: Erstens muss
der Zwang zur Annahme von Arbeit – die Zumutbarkeit – so
gelockert werden, dass beispielsweise eine Bankfachfrau, die
gegen ihren Willen ihren Job verliert, am Ende nicht in der
Einbahnstraße von Gelegenheitsjobs im Servierbereich landet.
Zweitens muss das Lohnabstandsgebot nicht durch die
Absenkung der Sozialtransfers für Hartz-IV-Betroffene gewahrt
werden. Da schiebt das Bundesverfassungsgericht mit seinem
jüngsten Urteil einen wichtigen Riegel vor. Vielmehr muss sich
Erwerbsarbeit endlich wieder lohnen. Dazu bedarf es einer
Untergrenze durch Mindestlöhne. Dadurch wird das Tarif-
vertragssystem nicht geschwächt, sondern gestärkt. Drittens
muss endlich das Fördern durch Qualifizierungsmaßnahmen
gestärkt werden. Viertens muss die Leiharbeit auf die Funktion
eines konjunkturellen Puffers reduziert werden. Zugleich sind
Tarifverträge in diesem Beschäftigungsbereich als verbindlich zu
erklären. Fünftens sollte die alte Forderung nach Humanisie-
rung der Arbeitsbedingungen, und damit vor allem dem Abbau
von Arbeitshetze, durchgesetzt werden. Gute Arbeit dient
den Beschäftigten wie der Wirtschaft wegen der dadurch
geschaffenen Motivation. W

Interview: Uta von Schrenk

Rudolf Hickel ist Professor für

Wirtschaftswissenschaften und

Mitglied der Arbeitsgruppe

Alternative Wirtschaftspolitik

Mitnahmeeffekte: Rudolf Hickel über die

Auswirkungen der weltweiten Finanzkrise auf

den Arbeitsmarkt

Die Krise gerät zum
billigen Vorwand

Fo
to

:p
riv

at



8

d
ie b

es
o

n
d

er
en
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I M M O B I L I E N

W Saarbrücker
Kompromiss

Die Immobiliengesellschaft
Saarbrücken ist ein stadtnahes
Unternehmen mit rund 10.000
Mieteinheiten und 140 Beschäf-
tigten. Missmanagement sorgte
für eine wirtschaftliche Schief-
lage. Um weitere Bankkredite zu
erhalten, sollte ein Einspar-
volumen von 10 Millionen Euro
für die kommenden fünf Jahre
dargestellt werden, die Hälfte
davon aus Einsparungen im
Personalbereich.

Der Betriebsrat forderte
daraufhin Unterstützung durch
ver.di an. Zusammen wurden
Gegenpositionen entwickelt. Als
Voraussetzung für Verhandlungen
mit dem Arbeitgeber galt der
Abschluss eines Anerkennungs-
tarifvertrags TV ÖD. Arbeits-
zeitverlängerungen wie auch die
Kürzung der Urlaubsansprüche
wurden zum Tabu erklärt.
Verhandlungsbereitschaft wurde
in den Punkten Leistungs-
entlohnung und Weihnachtsgeld
gezeigt.

Tarifkommission, Belegschaft
und Geschäftsleitung erreichten
einen tragfähigen Kompromiss.
Die Ergebnisse: Ausschluss von
betriebsbedingten Kündigungen
während der Laufzeit des Sanie-
rungstarifvertrages, Abschluss
eines dauerhaften Anerkennungs-
tarifvertrags TV ÖD, Reduzierung
des Einsparvolumens auf
Mitarbeitseite von 900.000 auf
240.000 Euro pro Jahr, Streichung
der Leistungszulage von 2 Pro-
zent, Kürzung der Weihnachts-
geldzahlung um 10 bis 30
Prozent je nach Einkommen, bei
positivem Cash Flow des Vor-
jahres erhalten die Beschäftigten
gestaffelt ihr einbehaltenes
Weihnachtsgeld zurück.

Seit Abschluss des Vertrages
sind viele Beschäftigte der Immo-
biliengesellschaft Saarbrücken in
ver.di eingetreten.

Bernd Lohrum

genannten prekären Arbeitsverhältnissen be-
schäftigt werden. Ein Tarifvertrag besteht (noch)
nicht, das Unternehmen gibt sich ein internes
Vergütungssystem. Von einem existenzsichern-
den Einkommen ist dies jedoch weit entfernt.

Die sehr motivierten und ihrem Unternehmen
loyal gegenüberstehenden Mitarbeiter wollen
jetzt die Situation ändern und mitgestalten – wol-
len nicht nur Marktführer sein, sondern auch
gute Arbeitsbedingungen gestalten. Das Unter-
nehmen hat sich Leitlinien gegeben, die die
professionelle, faire und vertrauensvolle Arbeits-
atmosphäre befördern sollen. Das ist ein guter
Ansatz, der eine Wertediskussion im Unterneh-
men zulässt. Doch die Beschäftigten wollen mehr,
sie wollen mitgestalten und mitreden, wollen
zum Wohle der Beschäftigten und im Sinne des
Unternehmens verbindliche Regelungen schaffen

und damit für Transparenz
sorgen. Sie haben den An-
spruch, dass der Wert Ihrer
Arbeit anerkannt und ver-
handelt wird und nicht der
einseitigen Unternehmens-
entscheidung obliegt.

Nach einigen holprigen
Anläufen in diesem mit-
bestimmungsungeübten
Konzern wurden nun an
vielen Standorten Betriebs-
räte gewählt. Seit Wochen
bereiten weitere Clubs die
Einleitung von BR-Wahlen

vor, es gibt einen Gesamtbetriebsrat und auch
einen Wirtschaftsausschuss. Das ist großartig.
Daneben werben ver.di-Mitglieder neue Mit-
glieder, um auch tariffähig zu werden. Auch das
ist großartig.

Der Anfang ist gemacht – jetzt heißt es für die
Arbeitnehmerseite MITMACHEN – MITGESTAL-
TEN – MITGLIED WERDEN und für die Arbeit-
geberseite MITBESTIMMUNG ÜBEN. Betriebsräte
machen den Unterschied! Das steht einem
Branchenprimus gut zu Gesicht und wird auch die
zumeist berufstätigen Kunden binden, die eine
hohe Qualität bei Ausbildung und Training an-
erkennen und erwarten dürfen, dass ihre Mit-
gliedsbeiträge auch für die Gestaltung von seriö-
sen Arbeitsbedingungen eingesetzt werden. W

VON UTE S. KITTEL

Fitness First (vormals FitnessCompany) ist mit
über 540 Clubs in 24 Ländern der weltweit

größte in Privatbesitz befindliche Betreiber von
Fitness-Clubs. Der aus England gesteuerte Kon-
zern betreibt in Deutschland über 100 Clubs in
rund 50 Städten mit über 280.000 Mitgliedern.
Alle Anlagen werden als Filialen betrieben (kein
Franchise). Mit einem groß-
zügigen Wellnessbereich,
mit bundes- und weltwei-
ten Trainingsmöglichkeiten,
Lifestyle-Orientierung und
hohem Qualitätsanspruch
ist Fitness First deutscher
und Welt-Marktführer. Da-
mit hat sich das Unter-
nehmen von der unzeitge-
mäßen „Muckibude“ seit
Anfang der neunziger Jahre
deutlich distanziert.

Mit diesem Konzept
unterscheidet sich Fitness
First deutlich von anderen Fitnesseinrichtungen,
die mit Kampfpreisen und Öffnungszeiten von 7
Tage, 24 Stunden die Kunden locken. Die
Branche kämpft wie viele Dienstleister mit der
„Geiz ist geil“-Mentalität, preisorientierte Ver-
braucher wechseln die Anbieter oft ausschließlich
wegen niedrigerer Monatsbeiträge. Nicht immer
freiwillig, auch hier schlägt sich die Entwicklung
des Arbeitsmarktes nieder – wer von Kurzarbeit
betroffen war oder von Arbeitslosigkeit bedroht
wird, will nicht automatisch auf Lebensqualität
verzichten, sondern sucht nach finanzierbaren
und damit günstigeren Lösungen. Was bedeutet
das aber für die Beschäftigten?

Bei Fitness First gibt es bundesweit über 5000
Beschäftigte, die überwiegend in Teilzeit, als
Aushilfen oder freiberufliche Trainer – also in so

Die Mitarbeiter bei Fitness First,

weltweit größter privater Betreiber

von Fitness-Clubs, haben erfolgreich

zahlreiche Betriebsräte installiert.

Nun können bessere Arbeitsbedin-

gungen durchgesetzt werden

Mehr als nur
Muckibude
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P A R T E I E N

Betriebes unsicher ist. Bundesweit befanden sich
2009 etwa 1,3 Millionen Arbeitnehmer/innen in
Kurzarbeit. Selbst die Verbraucher/innen, an
denen das Finanzchaos vorbeigegangen ist, ver-
halten sich so, wie sie jahrelang „erzogen“ wur-
den: Lastminute-Trends wurden gefördert, lang-
fristig buchen ist für flexible Kunden nicht mehr
wichtig. Damit fehlt es nicht an Buchungen, son-
dern am Cash-Flow.

Viele Arbeitgeber machen aus ihrer Position,
das Vergütungssystem müsse sich verändern, kei-
nen Hehl. Oft wird der „teure Vertrieb“, also die
Kosten für Mitarbeiter/innen in den eigenen
Reisebüros, dafür angeführt, dass man „nicht
wettbewerbsfähig“ sei. Dass diese ein elemen-
tares Bindeglied in der konzerneigenen Wert-
schöpfungskette sind, wird nicht gesagt. Also,
warum von Niedriglohnsektoren träumen?

Nach der Internationalen Touristikbörse (ITB)
im März, der weltweit größten Touristikmesse,
war von Krisenstimmung nichts mehr zu hören,
es wurden Aufträge im Volumen von sechs
Milliarden Euro angestoßen. Der Markt entspannt
sich also. Nach dem langen Winter wollen die
Menschen in die Sonne. Dennoch wird es einiger
Überzeugungsarbeit bedürfen, am Verhandlungs-
tisch die Argumente weg von Haustarifverträgen
hin zum Erhalt des Flächentarifvertrages zu
kanalisieren. Diesen Auftrag hat die ver.di-
Bundestarifkommission Touristik am 24. März
beschlossen. Vielleicht muss auch der Gehalts-
tarifvertrag überarbeitet werden.

Um Kostendruck geht es hierbei nicht. Es geht
um den gemeinsamen Willen, die rasanten
Entwicklungen der Arbeitswirklichkeit zu tarifie-
ren. Das würde das Aufreißen des Tarifgefüges
verhindern und kann Anknüpfungspunkte für
nicht tarifgebundene Unternehmensteile bieten.
Hierzu brauchen wir die Beschäftigten selbst, die
mit ihrer Kompetenz und Erfahrung mitgestalten
wollen. Je mehr wir sind, umso mehr Gestal-
tungskraft haben wir. Jetzt beginnen die Dis-
kussionen in den Betriebsgruppen und Mit-
gliederversammlungen zu unseren möglichen
Forderungen. In welche Richtung es geht? Wer
mitreden will, muss ver.di-Mitglied sein oder jetzt
werden! W

VON UTE S. KITTEL

Ist der Flächentarifvertrag für die Touristik zu hal-
ten? Diese Frage stellen sich und uns viele,

angesichts der Diskussion über die Entwicklungen
in der Branche. Im Vorfeld der im Spätsommer
beginnenden Tarifverhandlungen wird vielleicht
auch nur viel spekuliert. Die Fachpresse jedenfalls
titelte zuletzt: „Der Flächentarifvertrag in Gefahr!“

Ja, es war ein schwieriges Jahr 2009. Die
Umsätze sind im Jahr der Wirtschaftskrise zurück-
gegangen. Dies hatte zur Folge, dass auch große
touristische Unternehmen für Teile der Beschäf-
tigten Regelungen zur Kurzarbeit vereinbart hat-
ten und teilweise noch haben. Eine Prognose zum
Geschäftsjahr 2010 war unmöglich. Die Sorge,
dass sich die Branche nicht schnell erholt, führte
sogar zu betrieblichen Diskussionen, ob die letzte
Tariferhöhung, die aus den Verhandlungen 2007
stammte und zum Januar 2010 eine Vergütungs-
erhöhung in Höhe von 1,9 Prozent vorsah, ausge-
setzt werden müsste.

Nein, sie musste nicht, weil sich die Touristik
schon immer am Weltmarkt orientiert hat. Ein
schlechteres Jahr schwächt einen stabilen Wirt-
schaftszweig nicht nachhaltig. Eines noch nicht.
Selten sind Dienstleister so fremdbestimmt wie
in der Touristik. Krisen gehören hier zum Tages-
geschäft: Schweinegrippe, Tsunami, Erdbeben
oder Attentate wie das vom 11. September 2001.

Die Frage ist also, was ist anders an dieser
Krise. Es sind nicht nur die Umsatzeinbrüche, die
wehtun. Nein, der Kunde wird unberechenbarer.
Die Finanzkrise wirkt sich auf den Arbeitsmarkt in
Gänze und auf das Konsumverhalten unmittelbar
aus. Die Reiselust ist zwar ungebrochen, aller-
dings entspannen sich Menschen nicht am wei-
ßen Strand, wenn die Zukunft ihres eigenen

W Wir gehen direkt zu
den Beschäftigten

Seit 2003 gibt es ihn, erst als
Bundesfachgruppenvorstand und
seit der Gründung der Bundes-
fachgruppe Fo.KuS als eigen-
ständigen Arbeitskreis – den
Arbeitskreis Parteien/Verbände.
Engagierte Betriebsrät/innen und
gewerkschaftliche Vertrauens-
leute aus Parteien und Verbänden
treffen sich, um Themen aus
Tarifverträgen und der betriebs-
rätlichen Arbeit zu diskutieren
und sich über die Erfahrungen in
ihrer Arbeit für die Kolleg/innen
auszutauschen.

Vertreten sind im Arbeitskreis
unter anderem Parteien wie SPD
und Die Linke, die Arbeitnehmer-
kammer Bremen, die Ver-
braucherzentralen, die DGB
Rechtsschutz GmbH, Greenpeace
und der Sozialverband
Deutschland.

Von Beginn an hat es der
Arbeitskreis für wichtig erachtet,
nicht nur in Gewerkschafts-
räumen intern zu tagen, sondern
in die Verbände und Parteien zu
gehen, sich vor Ort informieren
zu lassen, mit den Beschäftigten
und den Betriebsrät/innen, aber
auch mit Geschäftsführungen
und Vorständen ins Gespräch zu
kommen.

So war der Arbeitskreis in den
vergangenen Jahren zum Beispiel
in der Arbeitnehmerkammer
Bremen, im Willy-Brandt-Haus, in
der Parteizentrale Die Linke, beim
Sozialverband, in der Zentrale
von Greenpeace oder bei der
SPD-Stadtratsfraktion in
München zu Gast. Die Kontakte,
die dort aufgebaut wurden,
wollen wir auch in Zukunft nicht
missen – diese engagierte Arbeit
wird fortgesetzt.

Ulrich Beiderwieden

Die globale Finanzkrise hat auch die

Touristikbranche gebeutelt. Nun

fordern einige Arbeitgeber eine

Absenkung des Vergütungsniveaus –

dabei ist der Wirtschaftszweig stabil

Jammern
auf hohem
Niveau

TOURIST IK
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GESUNDHE IT

Die unsichtbare
Krankheit
Die unsichtbare
Krankheit
Psychosoziale Erkrankungen von

Beschäftigten wie Burn-out oder

Depressionen nehmen rasant zu.

Umso dringlicher ist, dass sich

Personal- und Betriebsräte sowie

Mitarbeitervertretungen mit

Ursachen, Folgen und Gegen-

maßnahmen im Betrieb beschäftigen

Kreislauferkrankungen um 17 Prozent abnahm.
Psychische Erkrankungen werden bis 2020 die
zweithäufigste Ursache für Arbeitsausfälle und
verminderte Arbeitsfähigkeit sein, schätzt die
DAK die Entwicklung ein. Europaweit führen
psychische Erkrankungen am häufigsten zu Er-
werbsunfähigkeitsrenten.

Höchste Zeit zum Handeln. Sprechen wir
in Betriebsversammlungen, Konferenzen und
Pressegesprächen darüber. Schaffen wir in den
Unternehmen und Gewerkschaften sichere, ver-
trauliche, geschützte Räume und Strukturen, um
dieses Tabu zu brechen und den Betroffenen zu
helfen. Beschäftigen wir uns mit dem Thema, so
wie wir es in der Vergangenheit bei körperlichen
Erkrankungen, Unfallfolgen oder Suchtfolgen
auch getan haben. Psychischen Erkrankungen
gebührt die gleiche gesellschaftliche Aner-
kennung wie etwa einem Beinbruch.

So hat der Konzernbetriebsrat der TUI AG sich
Anfang des Jahres auf einer Konzern-Betriebs-
versammlung mit diesem Thema beschäftigt.
Dazu hatte er auch Personalverantwortliche ein-
geladen, um das sensible Thema ins Rampenlicht
des beruflichen Alltags zu rücken. Referent/innen,
Personalvorstand, ein ver.di-Vertreter und KBR-
Mitglieder diskutierten das Thema. Betriebsrat
und Personaler wollen nun gemeinsam konkrete
Maßnahmen – etwa im Rahmen der Gefähr-
dungsanalyse – und Hilfsangebote beraten, die in
den Betrieben umgesetzt werden sollen. W

Der Autor arbeitet als Referent des
Konzernbetriebsrates der TUI AG und ist
Betriebswirt, Coach, Berater
sowie ver.di-Mitglied.
Kontakt: christoph.grossmann@tui.com
oder Mobiltelefon 0170/566 23 12

VON CHRISTOPH GROSSMANN

Das Thema psychosoziale Belastungen am
Arbeitsplatz und ihre Folgen gehört auf

die Tagesordnung der Interessenvertretungen.
Immer mehr Menschen leiden unter Stress,
Burn-out, Ängsten, Depressionen. Sie fühlen sich
gezwungen ein Doppelleben zu führen. Sie be-
fürchten Nachteile und Ausgrenzung, wenn sie
sich outen, wenn sie sich zu ihrer unsichtbaren
Krankheit bekennen. Es ist Zeit für den Tabu-
Bruch, damit psychosoziale Erkrankungen in
unserem Leben ihren Platz bekommen. Sie sind
Teil unseres Lebens, sie sind Teil unserer Wirklich-
keit.

Psychosoziale Erkrankungen haben sich
klammheimlich eine Spitzenposition in der trauri-
gen Hitliste der Krankheiten erworben. Jede drit-
te Frau und jeder vierte Mann leidet unter ihnen.
Auch Betriebsräte und Gewerkschafter machen
hier ebenso wenig eine Ausnahme, wie Leh-
rer/innen, Angestellte, Pleger/innen, Führungs-
kräfte. Jeder kann in diese Situation kommen.

Wir haben eine paradoxe Situation: Seit den
siebziger Jahren sinkt der Krankenstand. Die
Vereinigung Deutschlands hat diese Tendenz ver-
stärkt. Von 1990 auf 2009 sank die Quote von
5,2 auf 3,3 Prozent, dem tiefsten Stand seit
Beginn der Aufzeichnungen. Ein Rückgang um 36
Prozent! Das ist ja toll, sollte man meinen, die
Arbeitnehmer/innen waren noch nie so gesund
wie heute. Ein Trugschluss. Zwar sind die körper-
lichen Erkrankungen zurückgegangen, die psychi-
schen und psychosomatischen nehmen jedoch
rapide zu.

Von 1997 bis 2004 stieg die Zahl der psychi-
schen Erkrankungen um rund 70 Prozent. Die
Zunahme der Arbeitsunfähigkeitstage stieg um
69 Prozent in diesem Zeitraum, während sie für

F R I S E U R H A N D W E R K

W Europaweiter
Gesundheitsschutz

Das EU-Projekt „Safe Hair“,
Teil des sozialen Dialogs, ist
gestartet. Ziel ist die „Entwick-
lung einer gemeinsamen
Gesundheits- und Arbeitsschutz-
empfehlung für den Friseurberuf
in Europa“. Nach dem ersten
Workshop Ende Februar in
Osnabrück wird es zwei weitere
im Laufe des Jahres geben: am
17./18. Juni in Kopenhagen und
am 27./28. September in
Dresden.

Kooperationspartner sind die
belgische Gewerkschaft CSC
Energie Chimie, auf Arbeit-
geberseite der Zentralverband
des Deutschen Friseurhandwerks,
der dänische Fachverband Dansk
Frisør og Kosmetiker Forbund
sowie die französische Friseur-
fachvereinigung Fédération
Nationale de la Coiffure. Wissen-
schaftlich begleitet wird das
Projekt von dem Institut für
Dermatologie, Umweltmedizin
und Gesundheitstheorie der
Universität Osnabrück. Auch zwei
Vertreterinnen des Fachbereichs
13 von ver.di nehmen an dem
Projekt teil. Wie dringend eine
gemeinsame europaweite
Gesundheits- und Arbeitsschutz-
empfehlung ist, zeigen allein die
Zahlen der deutschen Berufs-
genossenschaft für Gesundheits-
dienst und Wohlfahrtspflege
(BGW). In der Hauterkrankungs-
statistik der BGW stehen die
Friseur/innen mit 1.017 melde-
pflichtigen Hauterkrankungen im
Jahr 2008 an erster Stelle. Die
häufigsten Hauterkrankungen
sind Ekzeme an den Händen.

Uta von Schrenk
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S ICHERHE ITSGEWERBE

B E W A C H U N G

Der Stundenlohn beispielsweise in Sachsen-
Anhalt wird sich am 1. Januar 2011 von 4.70
Euro auf 6,53 Euro also um 1,83 Euro pro Stunde
erhöhen. Bis zur letzten zeitlichen Stufe erhöht
sich in den neuen Ländern die Stundenvergütung
um bis zu 60 Prozent (Sachsen-Anhalt von 4,70
auf 7,50 Euro). Für die alten Bundesländer
beträgt das Steigerungsvolumen bis etwa 10
Prozent (z.B. Hamburg von 6,80 auf 7,50 Euro).
Der BDWS hat ebenfalls die Zustimmung zum
Mindestlohntarifvertrag beschlossen.

Damit der Mindestlohntarifvertrag in Kraft tre-
ten kann, werden die Tarifvertragsparteien ge-
meinsam eine entsprechende Beantragung beim
Bundesarbeitsministerium vornehmen. Dann wird
der Tarifausschuss (je drei Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertreter) binnen maximal drei
Monaten beraten und ein Votum abgeben; im
Anschluss daran kann der Mindestlohntarif-
vertrag durch das Bundesarbeitsministerium oder
das Bundeskabinett in Kraft gesetzt werden. Der
Mindestlohn gilt dann für alle Beschäftigten, er
wirkt auf alle Arbeitgeber mit Sitz im Inland und
auch aus dem Ausland im Falle einer Entsendung
von Arbeitnehmern nach Deutschland. W

VON ROLF LEMM

Die ver.di-Bundestarifkommission für den
Mindestlohn im Wach- und Sicherheits-

gewerbe hat beschlossen, dem Ergebnis der Son-
dierungsgespräche für einen Mindestlohn zwi-
schen ver.di und dem Bundesverband Deutscher
Wach- und Sicherheitsunternehmen (BDWS)
zuzustimmen und einen Mindestlohntarifvertrag
für die Branche abzuschließen. Der Mindest-
lohntarifvertrag führt über mehrere zeitliche
Stufen auch in den niedrigsten Tarifgebieten zu
einem Mindestlohn von 7,50 Euro bis zum 1.
Januar 2013.

Bessere landestarifliche Regelungen bleiben
von diesem Mindestlohntarifvertrag unberührt,
können also auch weiterhin abgeschlossen wer-
den. Zulagen und Zuschläge etwa für Nacht-
arbeit, Sonntagsarbeit, Mehrarbeit etc. sind nicht
Teil des Mindestlohns und bleiben also erhalten.

Insbesondere für die neuen Bundesländer be-
deutet dieser Mindestlohn beim Einstieg mit der
ersten Stufe eine Erhöhung der Vergütungen um
bis zu 33 Prozent.

W Neue Betriebsgruppen
in Kernkraftwerken

Im April/Mai 2009 wurden im
Fachbereich 13 in drei Kernkraft-
werken in Schleswig-Holstein
(Brunsbüttel, Brokdorf, Krümmel)
Betriebsgruppen für das Sicher-
heits- und Bewachungsgewerbe
gegründet. Mit Unterstützung der
„Seniorberater“, einer Gruppe
von ehemaligen Gewerkschafts-
sekretären, Betriebs- und
Personalräten sowie langjährigen
Vorstandsmitgliedern, haben
diese neuen Betriebsgruppen sich
strukturiert und erste Erfolge –
etwa in punkto Mitgliederbetreu-
ung und Mitgliedergewinnung –
vorzuweisen.

Anfang Februar 2010 hatte
man sich zu einem gemeinsamen
Betriebsgruppenseminar in
Undeloh, Lüneburger Heide, ge-
troffen. Man wollte Gemein-
samkeiten in der Gewerkschafts-
und Betriebsarbeit erkennen, sie
ausbauen und sich vernetzen.

Das gemeinsame Ziel der drei
Betriebsgruppen ist es, die Tarif-
runde 2010/2011 für Schleswig-
Holstein vorzubereiten und
durchzuführen. Dabei sind natür-
lich viele Teilschritte, von der
Mitgliederbefragung über die
Benennung von Tarifkommis-
sionsmitgliedern bis zur Über-
prüfung der Aktionsfähigkeit vor
Ort, notwendig. Diese Schritte
werden in jeder Betriebsgruppe
als Teilprojekte eigenverantwort-
lich abgearbeitet und dann durch
die Vorsitzenden, gemeinsam mit
der Tarifkommission und dem
Landesfachbereichsleiter, koordi-
niert.

Im nächsten Jahr soll es ein
zweites Treffen der Betriebs-
gruppen geben.

Dieter Altmann

Mindestlohn –
aber sicher
ver.di-Bundestarifkommission stimmt Mindestlohn-

tarifvertrag für Sicherheitsdienstleistungen zu

Mindestlöhne für Sicherheitsdienstleistungen (in Euro)

1. 1. 2011 1. 5. 2011 1.3. 2012 1.1. 2013

Baden-Württemberg 8,46 8,60 8,75 8,90
Bayern 8,00 8,14 8,28 8,42
Nordrhein-Westfalen 7,82 7,95 8,09 8,23
Hessen 7,50 7,50 7,63 7,76
Niedersachsen 7,14 7,26 7,38 7,50
Bremen 6,99 7,16 7,33 7,50
Hamburg 6,94 7,12 7,31 7,50
Sachsen 6,53 6,53 7,00 7,50
Sachsen-Anhalt 6,53 6,53 7,00 7,50
Thüringen 6,53 6,53 7,00 7,50
Berlin 6,53 6,53 7,00 7,50
Brandenburg 6,53 6,53 7,00 7,50
Mecklenburg-Vorpommern 6,53 6,53 7,00 7,50
Rheinland-Pfalz 6,53 6,53 7,00 7,50
Saarland 6,53 6,53 7,00 7,50
Schleswig-Holstein 6,53 6,53 7,00 7,50
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V E R B Ä N D E

W SOZIALVERBAND
DEUTSCHLAND
Neuer Tarifvertrag

Am 15. März haben sich
ver.di und der Bundesvorstand
des Sozialverbandes Deutschland
e.V. auf einen Tarifkompromiss
geeinigt, der wie folgt aussieht:

Entgelte: Einmalzahlung von
50 Euro monatlich für die Monate
November 2009 bis April 2010
= 300 Euro, zahlbar zum 1. Mai
2010 (TZ-Beschäftigte und
Neueingestellte erhalten diesen
Betrag anteilig); Erhöhung der
Tarifgehälter ab 1. Mai 2010 um
1,2 Prozent; Erhöhung der
Tarifgehälter ab 1. Mai 2011 um
weitere 1,0 Prozent; Zahlung
einer weiteren Einmalzahlung
von 300 Euro als soziale Kompo-
nente, zahlbar zum 1. Februar
2012 (TZ-Beschäftigte und
Neueingestellte erhalten diesen
Betrag anteilig).

Auszubildende: Erstmalige
Vereinbarung von Ausbildungs-
vergütungen in Höhe von 550
Euro im ersten, 600 Euro im
zweiten sowie 650 Euro im
dritten Ausbildungsjahr, darauf
werden die oben genannten
Erhöhungssätze gezahlt (Aus-
bildungsvergütungen in laufen-
den Verträgen behalten ihre
Gültigkeit); Auszubildende er-
halten Einmalzahlungen zu den
oben genannten Terminen von
50 Euro.

Dieser neue Gehaltstarifver-
trag kann erstmals zum 30. April
2012 gekündigt werden. Der
Manteltarifvertrag wird mit einer
redaktionellen Änderung wieder
in Kraft gesetzt. Dabei wird in
Paragraf 14, Ziffer 5 eine Anpas-
sung an die gesetzliche Erhöhung
des Renteneintrittsalters von 65
Jahre in Richtung 67 Jahre vorge-
nommen. Dieser kann erstmals
zum 30. April 2012 gekündigt
werden. Die ver.di-Tarifkommis-
sion stimmte diesem Tarifkompro-
miss einstimmig zu. Mehr Details
zu den neuen Tarifverträgen:
http://besondere-dienste.verdi.
de/branchen/parteien/sovd

Ulrich Beiderwieden

MITGLIEDER WERBUNG

Mit 100.000 plus
gewinnen

VON BERND STEUBER

Wie bei einem Arbeitskampf verfolgen wir
beharrlich unser Ziel: 100.000 Mitglieder

im Fachbereich Besondere Dienstleistungen. In
der letzten Ausgabe unseres Reports hatten wir
über die erfreuliche Mitgliederentwicklung be-
richtet, die unser Selbstbewusstsein im Vergleich
zu anderen Fachbereichen stärkt. Und der Trend
geht weiter für uns aufwärts.

Nun geht es in die Endrunde unserer Aktion: Bis
Mitte des Jahres wollen wir sechsstellig werden
(und gerne noch einen draufsetzen!).
• Stellt euch vor, im Sommer feiert ihr mit euren

neu gewonnenen und bisherigen Kolleg/innen
eine Party, zu der euer ver.di-Bezirk eingeladen
hat, weil ihr zu den drei besten Bezirken
gehört und die meisten neuen Mitglieder für
„die Besonderen“ (den Fachbereich 13) ge-
wonnen habt. Jeweils 500 Euro geben wir
dazu.

• Wer lieber zwei Tage in Berlin verbringen und
mal ungezwungen mit dem ver.di-Bundes-
vorsitzenden plaudern möchte, gewinnt ein-
fach alleine viele neue Mitglieder für den Drei-
zehner. Die drei besten Werber/innen laden
wir ein zu Hin- und Rückfahrt mit der Bahn,
einer Hotelübernachtung und einem Früh-
stück mit Frank Bsirske. Jede/r Gewinner/in-
nen kann eine Begleitperson mitnehmen.

Na, sind das keine besonderen Anreize? Gründe,
Mitglieder für ver.di zu gewinnen, gibt es immer.
Und bestimmt wisst ihr noch, wir ihr zu uns ge-
kommen seid. Es gibt 2010 inhaltlich besonders
triftige Eintrittsgründe. Im Herbst beginnen Tarif-
verhandlungen für die rund 70.000 Beschäftigten
in der Touristik, eine der größten und am schnell-
sten expandierenden Branchen in der europäi-
schen Wirtschaft. Und wir haben noch lange
nicht alle dort Beschäftigten in ver.di organisiert.
In Fitnesscentern werden gerade erstmals
Betriebsräte gewählt, wir unterstützen dort, brau-
chen aber im Gegenzug auch möglichst viele
Mitglieder, um stark auftreten zu können. Im
Friseurhandwerk begleitet ver.di auf europäischer
Ebene Verhandlungen über die Schaffung einheit-

Ein ehrgeiziges Ziel: Bis Mitte des Jahres soll der Fachbereich Besondere

Dienstleistungen eine sechsstellige Mitgliederzahl aufweisen – mindestens

licher Standards zur Hebung des Ausbildungs-
niveaus sowie eine Richtlinie hinsichtlich ein-
heitlicher Arbeits- und Gesundheitsschutzregeln.
Da können wir auch Rückenwind gebrauchen.

Immer mehr Menschen finden Arbeit in
Callcentern. Über Lohn- und Arbeitsbedingungen
haben „die besonderen report“ berichtet. Sie
müssen weiter verbessert werden, bei einem
starken Organisationsgrad geht das ohne
Zweifel besser. Besonders im Fokus der öffent-
lichen Betrachtung (und immer mehr Kol-
leg/innen sind davon betroffen) steht die Zeit-
arbeit. Die regelmäßig in unserer Zeitung dar-
gestellten Missstände müssen durch stärkere
gewerkschaftliche Macht angegangen werden.

Auch in eurem Betrieb gibt es sicherlich Un-
zufriedene, denen die Vorteile einer ver.di-
Mitgliedschaft noch näher gebracht werden kön-
nen. Und wenn wir die ersten 100.000 erreicht
haben, arbeiten wir gestärkt an den nächsten
Zielen.

Bei der Preisverteilung müssen wir den Rechts-
weg leider ausschließen, wir garantieren aber,
dass alle durch ihre Mitgliedschaft gewinnen!
Einsendeschluss für die „erste Etappe“, nämlich
100.000, ist der 30. Juni 2010. W

Der Preis für die drei besten Werber/innen –
eine Übernachtung in Berlin
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DAS GUTE BE ISP IEL

Ein Betriebsrat
unter Haien
In den Meeresaquarien Sea Life wurden

erfolgreich Betriebsräte installiert – nun geht es

um die Verbesserung der Arbeitsbedingungen

schäftsführer riss sogar die Benachrichtigung vom
schwarzen Brett, woraufhin der Wahlvorstand ihn
über die rechtlichen Konsequenzen seines Han-
delns aufklärte.

Am 4. April 2009 konnten die Mitarbei-
ter/innen dann zum ersten Mal einen Betriebsrat
wählen. Die Belegschaft honorierte die An-
strengungen der Initiator/innen der Betriebs-
ratsgründung und wählte diese drei mit großer
Mehrheit in den Betriebsrat. Ein Wunschkandidat
der Geschäftsführung erreichte nicht die erforder-
liche Stimmenzahl.

In der Zwischenzeit haben die Betriebsräte ihre
Grundlagenschulungen absolviert, die tägliche
Arbeit spielt sich ein. Ein Wechsel der Geschäfts-
führung führte zu einer weiteren Entspannung im
Betrieb. Im Wechsel mit den monatlichen „Staff
Meetings“, auf denen die Geschäftsleitung über
aktuelle Entwicklungen berichtet, findet jeden
dritten Monat eine Betriebsversammlung statt.
Dort beantwortet die Geschäftsleitung die Fragen
der Belegschaft und des Betriebsrats.

Im Laufe dieses ersten Jahres ist zu erkennen,
dass allein die Einrichtung eines Betriebsrats zu
einem wesentlich entspannteren Umgang zwi-
schen Mitarbeiter/innen und Geschäftsleitung
geführt hat. Doch es muss noch vieles geklärt
werden. So meint die Konzernzentrale in Eng-
land, dass es ausreiche, Dienstanweisungen an
Mitarbeiter/innen in Deutschland auf englisch zu
formulieren. Missverständnisse sind damit gera-
dezu vorprogrammiert. Ein weiteres Thema ist die
Leistungsbeurteilung, in der anonyme Test-
besucher die Mitarbeiter/innen bewerten – „Die
Mitarbeiterin hat mich nicht angelächelt ...“.
Diese und viele andere Dinge werden intensiv
zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber diskutiert.

Das Beispiel im Norden hat Schule gemacht.
Vier weitere Sea Life-Aquarien haben inzwischen
einen Betriebsrat, weitere Niederlassungen wer-
den folgen. Und die Mitarbeiter/innen am
Timmendorfer Strand denken bereits über einen
europäischen Konzernbetriebsrat nach. W

VON BERND LOHRUM

Betriebsräte sind in manchen Branchen noch
immer eine Seltenheit. Gerade im Frei-

zeitsektor mit seinen saisonalen Einflüssen,
Saisonkräften und häufig großer Mitarbeiter-
fluktuation schaffen es die Mitarbeiter/innen oft
nicht, eine funktionierende Arbeitnehmerver-
tretung aufzubauen. Da muss der Leidensdruck
schon ganz schön groß werden, um diesen
Zustand zu ändern.

Groß genug war der Druck offensichtlich
unter den Mitarbeiter/innen im Meeresaquarium
Sea Life Timmendorfer Strand im Norden
Deutschlands. Im November 2008, als eine ganze
Reihe von Abmahnungen die Belegschaft in Auf-
ruhr versetzte, reichte es. Das Betriebsklima war
vollends auf dem Tiefpunkt, als der Vorstoß enga-
gierter Mitarbeiter/innen, einen Betriebsrat zu
gründen, bei der Geschäftsführung auf kategori-
sche Ablehnung stieß.

So wählte eine Gruppe von Mitarbeiter/innen
den Weg über ver.di. Schon wenige Tage nach
dem ersten Treffen hängte der zuständige ver.di-
Sekretär Informationen zur Einrichtung eines
Wahlvorstands ans schwarze Brett des Unter-
nehmens.

Da reagierte die Zentrale des Unternehmens
und schlug vor, anstelle eines Betriebsrates einen
„Runden Tisch“ einzurichten, in dem die Be-
triebs-Probleme und -Konflikte im Unternehmen
diskutiert und gelöst werden sollten. Dies jedoch
ohne eine gesetzliche Grundlage, vor allem aber
ohne den geringsten arbeitsrechtlichen Schutz für
die teilnehmenden Arbeitnehmer/innen. Und
natürlich auf unverbindlicher Basis für den
Arbeitgeber.

Diesem Vorschlag wollten die Kolleg/innen
nicht zustimmen. So wurde gegen den Wider-
stand der örtlichen Geschäftsführung ein dreiköp-
figer Wahlvorstand etabliert, der mit ver.di-
Unterstützung die erste Betriebsratswahl des
Unternehmens vorbereitete. Ein erregter Ge-

D A S U N T E R N E H M E N

Sea Life ist ein Unternehmen
der britischen Merlin
Entertainments Group. Merlin ist
das am schnellsten wachsende
Unternehmen für Familien-
Freizeitvergnügen weltweit und
nach Disney der zweitgrößte
Konzern der Branche. Zu Merlin
gehören neben den Sea Life-
Meeresaquarien auch Madame
Tussauds, Legoland und Garda-
land. Auf drei Kontinenten in
13 Ländern und 60 Standorten
wurden im Jahr 2009 über
38 Millionen Besucher begrüßt.
Dieses Jahr werden drei weitere
Standorte hinzukommen:
Legoland Manchester, Sea Life
Phoenix und Madame Tussauds
Bangkok. In den Jahren 2011
und 2012 sollen in Florida und
Malaysia zwei neue Legoland-
Parks eröffnet werden. Merlin
berichtet von einem starken und
nachhaltigen Wachstum im Jahr
2009. Der Erlös der Merlin-
Gruppe wuchs in 2009 um
16,1 Prozent auf 859,8 Millionen
Euro, der Gewinn um 16,6
Prozent auf 266,8 Millionen
Euro. Die Besucherzahlen wuch-
sen um 9,7 Prozent auf 38,5
Millionen Besucher in 2009.

Zu den Investoren des Unter-
nehmens gehören die Black-
stone-Group, eine der weltweit
größten Investmentfirmen, die
dänische KIRKBI A/S, eine private
Investmentgesellschaft, das
Management des Unternehmens
selbst und die Dubai
International Capital LLC, eine
hundertprozentige Tochter der
Dubai Holding.
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SER V ICE

M E L D U N G E N

W BETRIEBSRATS-
WAHLEN
Bisherige Ergebnisse

walter services, Standort
Frankfurt (Oder): 15 BR-Sitze,
14 ver.di-Mitglieder.

Sozialverband Deutsch-
land, Bundesgeschäftsstelle in
Berlin: 7 BR-Sitze, 6 ver.di-
Mitglieder.

Unicorn, Geld & Wertdienst-
leistungen GmbH, Niederlassung
Bochum. 7 BR-Sitze, 7 ver.di-
Mitglieder.

Deutsches Reisebüro (DER
OHG): Es wurden für die Sparten
RB (Reisebüro, z.B. ATLAS
Reisen) und BT (Businesstravel/
Geschäftsreisen, z.B. FCM Travel
Solution) Betriebsräte gewählt.
Der gemeinsame Gesamt-
betriebsrat beider Sparten: 22
BR-Sitze. Vorsitzende Annemarie
Dinse (ver.di), stellvertretende
Vorsitzende Ute Richter (ver.di).

W CALLCENTER
Seminare für Betriebsräte

Auch in 2010 werden wieder
mehrere Seminare für betrieb-
liche Interessenvertreter in
Callcentern in Zusammenarbeit
mit ver.di Bildung + Beratung
angeboten:

Thema: Gute Arbeit in Call-
centern – Rechte und Pflichten
von Betriebsräten bei der
Einführung oder Änderung von
Maßnahmen zur Qualitätsfest-
stellung,
Termin: 29. November bis 3.
Dezember in Nürnberg.

Thema: Callcenter – Aktuelle
Probleme des Arbeitsrechts
und der Arbeitsgerichtsrecht-
sprechung und ihre Bedeutung
für die BR-Arbeit,
Termin: 28. Juni bis 2. Juli
in Berlin.

Weitere Informationen zum
Seminarplan, den Referenten, zu
den Kosten und zur Anmeldung
gibt es unter http://besondere-
dienste.verdi.de/veranstaltungen

Ulrich Beiderwieden

Die Landesbezirksfachbereichskonferenzen im Fachbereich 13

22. Oktober 2010 Nordrhein-Westfalen Düsseldorf

29. Oktober 2010 Hamburg Hamburg

4. November 2010 Baden-Württemberg Stuttgart

6. November 2010 Bayern München

12./13. November 2010 Rheinland Pfalz/Saar Kirkel

19./20. November 2010 Berlin-Brandenburg Berlin

27. November 2010 Nord Lübeck

3./4. Dezember 2010 Hessen Gladenbach

11. Dezember 2010 Niedersachsen/Bremen Hannover

15. Januar 2011 Sachsen/Sachsen-Anhalt/Thüringen Leipzig

sind mit viel Bürokratie verbunden. Dennoch
müssen sie organisiert werden, wenn am Ende
konkrete Ergebnisse stehen sollen. Es bleibt aber
zu überlegen, wie demokratische Prozesse in
unserer Organisation attraktiver gestaltet werden
können, damit die Mitglieder mehr Einfluss auf
konkrete Gewerkschaftspolitik nehmen können.

Neue Beteiligungsverfahren müssen auspro-
biert werden, die eine höhere Transparenz und
Offenheit am gewerkschaftlichen Meinungs-
bildungsprozess ermöglichen. Wir brauchen
demokratische Spielregeln, durch die das not-
wendige Mitmachen unserer Mitglieder nicht
gelähmt, sondern ihr Interesse geweckt und ihre
Aktivitäten gefördert werden. W

Hans-Jürgen Sattler

Jetzt im Frühjahr beginnen die Wahlen: Die ge-
werkschaftlichen Mandatsträger an der Basis

werden bestimmt. Betriebliche und örtliche
Mitgliederversammlungen finden statt, wo
Betriebsgruppen- und Fachbereichsvorstände
oder auch Vertrauensleute gewählt wurden. Nun
geht es weiter über die Bezirke und Landes-
bezirke, bis dann am 17. September bis 24. Sep-
tember 2011 der dritte ver.di-Bundeskongress in
Leipzig tagt. Der Weg der demokratischen Selbst-
bestimmung ist somit nicht nur weit, sondern soll
auch dafür sorgen, dass die Anliegen der Basis
auf Bundesebene ankommen.

Allerdings haben die aktiven Mitglieder längst
bemerkt, dass die klassischen Gewerkschafts-
konferenzen nicht unbedingt immer anziehend
sind. Organisationswahlen und Antragsverfahren

Einmischen
und mitgestalten
Die Organisationswahlen bei ver.di beginnen
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PORTRÄT

Seit 1969 arbeite in der „Produktionsgenos-
senschaft PGH Friseur Astoria“. Meine

Arbeitsstätte, die Niederlassung „Salon Inter-
national“ in Leipzig, war der damals größte
Friseursalon mit 100 Mitarbeiter/innen. Die PGH
Astoria wurde 1957 gegründet und hatte 1989
insgesamt rund 300 Kolleg/innen. Als Mitglieder
der PGH waren wir sehr motiviert, denn wir hat-
ten nicht nur ein Mitspracherecht, sondern be-
kamen von den Einnahmen 13 bis 15 Prozent –
der weit größere Anteil wurde abgeführt.

Nach der Wende riet die Treuhand, den Be-
trieb als GmbH weiterzuführen. Mit den von der
ehemaligen PGH ausbezahlten Anteilen konn-
ten die Kolleg/innen stille Gesellschafter/innen
werden. Die Einrichtung und technische Aus-
stattung wurde modernisiert. Viele Salons muss-
ten bis 1994 schließen, weil die Mietverhältnisse
durch die häufig ungeklärten Eigentumsver-
hältnisse unsicher waren. Nach Rückgabe bezie-
hungsweise Verkauf der Immobilien haben viele
der neuen Eigentümer die Gewerbemieten erst
mal kräftig erhöht, so dass einige Salons den
Betrieb aufgeben mussten. Dazu hat auch die
zunehmende Konkurrenz durch Billigfriseure
beigetragen. Hinzu kam, dass viele ehemalige
Kolleg/innen, die ja in der DDR sehr gut ausge-
bildet waren, eigene Salons eröffneten und
dabei gleich Mitarbeiter/innen und Kund/innen
mitgenommen haben.

Zunächst spielte die Gewerkschaft keine
Rolle, da die Kolleg/innen als ehemalige PGH-
Mitglieder über die Arbeitsbedingungen mitbe-
stimmen konnten. Das änderte sich zusehends:
Wegen der schlechteren Arbeitsbedingungen
und steigenden Fluktuation wurde der erste
Anlauf unternommen, einen Betriebsrat zu
gründen, was von der neuen Geschäftsleitung
jedoch vereitelt wurde. Nach mehreren vergebli-
chen Versuchen gibt es im ehemaligen „Salon
International“ in Leipzig seit Mai 1994 einen
Betriebsrat. Seit 1995 bin ich dessen Vor-

sitzende. Mittlerweile sind zwei Fünftel der
Kolleg/innen in ver.di organisiert.

Unser wichtigstes Arbeitsfeld im Betriebsrat
war zunächst, den Betrieb und damit die
Arbeitsplätze zu erhalten. Wegen des Umsatz-
rückgangs haben wir uns vom Betriebsrat für
die Einführung von Kurzarbeit stark gemacht.
Die Regelung zur Beschäftigungssicherung sah
vor, dass Kolleg/innen mit dem Dreifachen des
Durchschnittsumsatzes oder zur Neukunden-
betreuung von Kurzarbeit ausgenommen wa-
ren. Mit unserer solidarischen Maßnahme
gelang es, Kündigungen zu vermeiden, neue
Kund/innen zu gewinnen und die drohende
Insolvenz abzuwenden. Gemeinsam mit ver.di
haben wir erreicht, nach Tarif bezahlt zu wer-
den. Unsere Betriebsvereinbarung zur Mehr-
leistungsvergütung sieht vor, dass Kolleg/innen,
die mehr als das 3,5-fache des durchschnitt-
lichen Umsatzes erbringen, eine Lohnzulage in
Höhe von 25 bis 30 Prozent bekommen. Seit
2001 gibt es auch eine JAV.

Aktuell beschäftigen uns die sich weiter ver-
schlechternden Arbeitsbedingungen. So werden
die Arbeitszeiten – unter anderem durch Libe-
ralisierung der Ladenöffnungszeiten – ständig
verlängert. Und wir mussten per Einstweilige
Verfügung die Einführung eines neuen elektro-
nischen Kassensystems verhindern, das etwa
eine Leistungs- und Verhaltenskontrolle ermög-
licht hätte. Unsere wichtigste Baustelle ist die
Überalterung der Belegschaft. Junge Kolleg/in-
nen haben oft keine richtige Perspektive und
werden befristet beschäftigt. Durch die niedri-
gen Löhne im Friseurgewerbe ist der Beruf nicht
attraktiv – es wird dringend der Mindestlohn
gebraucht! Derzeit wird versucht, Betriebs-
vereinbarungen zu unterlaufen, indem die
Entfristung von Arbeitsverträgen oder die Über-
nahme von Azubinen an verlängerte Arbeits-
zeiten gekoppelt wird. W

Aufgeschrieben von: Stephan Tregel

Spannende
Zeiten
Regina Richter, Betriebsratsvorsitzende und
engagiertes Mitglied des Fachbereichs 13,
berichtet über die ehemalige Produktions-
genossenschaft des Handwerks „Friseur Astoria“
in Leipzig

W Frau ohne Feindbilder
Seit dem Sommer ist Ute

Kittel Leiterin der Bundesfach-
gruppe TFW (Touristik Freizeit
Wohlbefinden) in ver.di. Die End-
dreißigerin begann als Vermes-
sungstechnikerin beim Wasser-
und Schifffahrtsamt im Saarland
und wurde dort hauptamtliche
ÖTV-Gewerkschafterin. Nach
sieben Jahren zog es sie ins
Münsterland, in der Kreisverwal-
tung Coesfeld-Borken arbeitete
sie weiter als Gewerkschafts-
sekretärin und wurde kommissa-
rische Geschäftsführerin.

Nach ver.di-Gründung 2001
ging Ute Kittel in die Bundes-
verwaltung nach Berlin. Als
Referentin des Bundesvorstandes
half sie mit beim Aufbau unseres
heutigen Kooperationspartners,
dem Fachbereich Bildung, Wissen-
schaft und Forschung. Später
wurde sie Personalreferentin im
Service Center Personal und
führte etwa Verhandlungen über
Betriebsvereinbarungen.

Drei Jahre nahm Ute eine
Auszeit mit Rückkehrrecht: Sie
führte im Saarland das elterliche
Einzelhandelsgeschäft, machte
sich in der Branche selbstständig,
baute zwei Filialen auf, schuf
dabei mehrere dauerhafte
Arbeitsplätze und lernte „die
andere Seite“ kennen.

Seit Juli 2009 kann Ute Kittel
ihre bisherigen Erfahrungen
nun im Bereich TFW anwenden.
Gerade baut sie Strukturen im
Fitnessbereich auf. Ihr Credo:
Feindbilder gibt es nicht, das
Solidarprinzip setzt sich durch.
Äußerst professionell, wie gut sie
sich „in ihren Branchen“ nach
relativ kurzer Zeit auskennt.

Bernd Steuber

Ute Kittel

Fo
to

:p
riv

atFo
to

:M
ar

c
Br

in
km

ei
er



B
E

IT
R

IT
T

S
E

R
K

L
Ä

R
U

N
G

Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an:
ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Fachbereich 13 . Die Besonderen . Paula-Thiede-Ufer 10 . 10179 Berlin

Ich möchte Mitglied werden ab:
Monat/Jahr

Persönliche Daten:

Name

Vorname/Titel

Straße/Hausnr.

PLZ Wohnort

Geburtsdatum

Telefon

E-Mail

Staatsangehörigkeit

Geschlecht weiblich männlich

Beschäftigungsdaten

Arbeiter/in Angestellte/r

Beamter/in DO-Angestellte/r

Selbstständige/r freie/r Mitarbeiter/in

Vollzeit

Teilzeit Anzahl Wochenstd.

Erwerbslos

Wehr-/Zivildienst bis

Azubi-Volontär/in-Referendar/in bis

Schüler/in-Student/in bis
(ohne Arbeitseinkommen)

Praktikant/in bis

Altersteilzeit bis

Sonstiges

Bin/war beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße/Hausnummer im Betrieb

PLZ Ort

Personalnummer im Betrieb

Branche

ausgeübte Tätigkeit

ich bin Meister/in-Techniker/in-Ingenieur/in

Ich war Mitglied der Gewerkschaft:

von: bis:
Monat/Jahr Monat/Jahr

Einzugsermächtigung:
Ich bevollmächtige die ver.di, den satzungsgemäßen
Beitrag bis auf Widerruf im Lastschrifteinzugsverfahren

zur Monatsmitte zum Monatsende

monatlich halbjährlich

vierteljährlich jährlich

oder im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren*
monatlich bei meinem Arbeitgeber einzuziehen.
*(nur möglich in ausgewählten Unternehmen)

Name des Geldinstituts /Filiale (Ort)

Bankleitzahl Kontonummer

Name Kontoinhaber/in (Bitte in Druckbuchstaben)

Datum/Unterschrift Kontoinhaber/in

Tarifvertrag

Tarifl. Lohn- oder Gehaltsgruppe
bzw. Besoldungsgruppe

Tätigkeits-/Berufsjahr, Lebensalterstufe

regelmäßiger monatlicher

Bruttoverdienst Euro

Monatsbeitrag: Euro

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Satzung pro
Monat 1% des regelmäßigen monatlichen Bruttoverdienstes.
Für RentnerInnen, PensionärInnen, VorruheständlerInnen,
KrankengeldbezieherInnen und Erwerbslose beträgt der
Monatsbeitrag 0,5% des regelmäßigen Bruttoeinkommens.
Der Mindestbeitrag beträgt € 2,50 monatlich. Für Haus-
frauen/Hausmänner, SchülerInnen, Studierende, Wehr-/Zivil-
dienstleistende, ErziehungsgeldempfängerInnen und Sozial-
hilfeempfängerInnen beträgt der Beitrag € 2,50 monatlich.
Jedem Mitglied steht es frei, höhere Beiträge zu zahlen.

Datum/Unterschrift

Werber/in:

Name

Vorname

Telefon

Mitgliedsnummer

Datenschutz
Ich erkläre mich gemäß § 4a Abs. 1 und 3 BDSG einver-
standen, dass meine mein Beschäftigungs- und Mitglied-
schaftsverhältnis betreffenden Daten, deren Änderungen
und Ergänzungen, im Rahmen der Zweckbestimmung
meiner Gewerkschaftsmitgliedschaft und der Wahrneh-
mung gewerkschaftspolitischer Aufgaben elektronisch
verarbeitet und genutzt werden. Ergänzend gelten die
Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes in der jewei-
ligen Fassung.
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